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Anforderungen an Brandschutzkonzepte für Sonderbauten 
 

1 Einleitung 

Der Brand des Flughafens Düsseldorf am 11. April 
1996 hat hinsichtlich der Bewertung der Brandsi-
cherheit von Sonderbauten zu weitgehenden Kon-
sequenzen geführt. Insbesondere wurden in Nord-
rhein-Westfalen die von der Sachverständigen-
kommission vorgeschlagenen Empfehlungen von 
den zuständigen Behörden aufgegriffen und soweit 
es möglich war in die Brandschutzvorschriften 
übernommen bzw. eingearbeitet. Aber auch bun-
desweit hat dieser Brand erhebliche Auswirkungen 
gehabt. Fast alle Flughäfen wurden einer intensi-
ven Brandschutzüberprüfung unterzogen, Nach-
rüstungen wurden veranlaßt und neue Richtlinien 
entworfen. Das in diesem Zusammenhang am 
häufigsten zitierte Zauberwort heißt „Brandschutz-
konzept“. 

Die Sachverständigenkommission Flughafen Düs-
seldorf hatte im Kapitel 6.3 ihres Gutachtens u.a. 
folgendes gefordert (siehe [1], S. 6-16): 

„Die Wiederherstellung des Flughafens sollte auf 
der Basis des Standes von Wissenschaft und 
Technik im Brandschutz erfolgen. Es wird deshalb 
empfohlen, die Brandschutzmaßnahmen auf der 
Grundlage eines zielorientierten Brandschutz-
konzeptes im Rahmen eines Brandschutzgutach-
tens zu entwickeln. Insbesondere ist in dieses 
Konzept auch das bereits realisierte Brandschutz-
konzept des Terminals C mit einzubeziehen, um 
eine in sich geschlossene Gesamtbewertung zu 
erhalten. 

Die Erstellung des Brandschutzkonzeptes muß 
unter Beachtung der BauO NW und den zugehöri-
gen Verordnungen und Richtlinien für Sonderbau-
ten erfolgen und die grundsätzlichen Maßnahmen 
für den Brandschutz beschreiben. Neben den bau-
aufsichtlichen Bewertungsmethoden können im 
Brandschutzkonzept ingenieurmäßige Methoden 
für brandschutztechnische Bewertungen zugelas-
sen werden, wenn dieses für die Durchführung 
entsprechender Sicherheitsnachweise erforderlich 
ist. 

 

Das Brandschutzkonzept sollte von einer unab-
hängigen Stelle (Vier-Augen-Prinzip) überprüft, 
und nach Abstimmung mit den zuständigen Be-
hörden von der Bauaufsicht als Bestandteil der 
Bauvorlagen genehmigt werden. Die Umsetzung 
der auf der Basis des Brandschutzkonzeptes 
durchzuführenden Maßnahmen ist jeweils geson-
dert nachzuweisen und zu bewerten“. (Zitatende). 

Aus der obigen Formulierung gehen bereits einige 
Grundsätze bezüglich der Inhalte von Brand-
schutzkonzepten hervor. Darüber wird im folgen-
den berichtet. Vorab sollen jedoch die bestehen-
den Vorschriften über Sonderbauten behandelt 
werden. 

2 Überblick über baurechtliche Vor-
schriften zu Sonderbauten 

Die föderalen Strukturen im Baurecht – Baurecht 
ist Länderrecht – führen zu teilweise erheblichen 
Unterschieden zwischen einzelnen Bundesländern 
bei gleichen Objekten. Diese Unterschiede sind 
häufig Anlaß für die sicher berechtigte Kritik an den 
Bauvorschriften. Die für das Bauwesen zuständi-
gen Minister haben mit Blick auf diese Problematik 
die ARGEBAU gebildet, welche sogenannte Mus-
ter-Verordnungen und –Richtlinien für das Bauwe-
sen auf Bundesebene erarbeitet. Nach Verab-
schiedung durch die ARGEBAU-Gremien wird die 
Einführung in den einzelnen Bundesländern emp-
fohlen. 

Es ist zur Zeit eine deutliche Trendwende bei der 
Umsetzung dieser Muster-Verordnungen und –
Richtlinien zu beobachten. Wurden in der Vergan-
genheit bei der Einführung in jedem Bundesland 
teilweise umfassende Veränderungen vorgenom-
men, so werden diese Regelungen heute – viel-
leicht auf Grund der Ratifizierung auf europäischer 
Ebene – weitgehend gleichlautend übernommen. 

Für einen Überblick ist es deshalb sinnvoll diese 
Muster-Verordnungen und –Richtlinien heranzu-
ziehen, wobei für ältere Regelungen die o.g. Ein-
schränkungen gelten. 
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Sonderbauten im hier gemeinten Sinne werden in 
der Musterbauordnung (MBO) als „Bauliche Anla-
gen und Räume besonderer Art oder Nutzung“ 
bezeichnet. Hierzu zählen nach §51 (2) der Mus-
terbauordnung (MBO) insbesondere die nachfol-
gend aufgeführten Gebäude bzw. Räume: 

 

a) Hochhäuser, 

b) Verkaufsstätten, 

c) Versammlungsstätten, 

d) Bürogebäude und Verwaltungsgebäude, 

e) Krankenhäuser, Altenpflegeheime, Entbin-
dungsheime und Säuglingsheime, 

f) Schulen und Sportstätten, 

g) Bauliche Anlagen und Räume von großer 
Ausdehnung oder mit erhöhter Brandgefahr, 
Explosionsgefahr oder Verkehrsgefahr, 

h) Bauliche Anlagen und Räume, die für gewerb-
liche Betriebe bestimmt sind, 

i) Bauliche Anlagen und Räume, deren Nutzung 
mit einem starken Abgang unreiner Stoffe ver-
bunden ist, 

j) Fliegende Bauten, 

k) Zelte, soweit sie nicht Fliegende Bauten sind, 

l) Campingplätze und Wochenendplätze. 

 

Nach §51 (1) MBO können für diese baulichen 
Anlagen oder Räume im Einzelfall sowohl beson-
dere Anforderungen gestellt, als auch Erleichte-
rungen gestattet werden. Hervorzuheben ist in 
diesem Zusammenhang, daß besondere Anforde-
rungen für bestimmte Sonderbauten dazu führen 
können, dass es der Einhaltung einzelner Vor-
schriften der MBO in diesen Fällen nicht bedarf. 
Die Anforderungen und Erleichterungen können 
sich insbesondere erstrecken auf die folgenden 
Punkte (s. §54 Abs. 1 u. 2 BauO NW): 

 

• Abstände von Nachbargrenzen, von anderen 
baulichen Anlagen auf dem Grundstück und 
von öffentlichen Verkehrsflächen sowie auf die 
Größe der freizuhaltenden Grundstücksflä-
chen, 

• Anordnung der baulichen Anlagen auf dem 
Grundstück, 

• Öffnungen nach öffentlichen Verkehrsflächen 
und nach angrenzenden Grundstücken, 

• Bauart und Anordnung aller für die Standsi-
cherheit, die Verkehrssicherheit, den Brand-
schutz, den Wärme-, Schallschutz oder den 
Gesundheitsschutz wesentlichen Bauteile, 

• Brandschutzeinrichtungen und –vorkehrungen, 

• Feuerungsanlagen und Heizräume, 

• Anordnung und Herstellung der Aufzüge sowie 
der Treppen, Ausgänge und sonstigen Ret-
tungswege, 

• zulässige Zahl der nutzenden Personen, An-
ordnung und Zahl der zulässigen Sitz und 
Stehplätze bei Versammlungsstätten, Tribünen 
und Fliegenden Bauten, 

• Lüftung, 

• Beleuchtung und Energieversorgung ein-
schließlich der Einrichtung besonderer Haus-
anschlußräume, 

• Wasserversorgung und Wasserver-
sorgungsanlagen einschließlich Ausstattung 
und Nachrüstung mit Einrichtungen zur Mes-
sung des Trinkwasserverbrauchs, 

• Aufbewahrung und Beseitigung von Abwasser 
und Abfällen sowie das Sammeln, Versickern 
und Verwenden von Niederschlagswasser, 

• Stellplätze und Garagen, 

• Anlage der Zufahrten und Abfahrten, 

• Anlage von Grünstreifen, Baumpflanzungen, 
Dachbegrünungen und anderen Pflanzungen 
sowie die Begrünung oder Beseitigung von 
Halden und Gruben, 

• Baustelle mit ihren Baustelleneinrichtungen, 

• Maßnahmen zur Verbesserung der Sicherheit 
der nutzenden Personen gegenüber Strafta-
ten, insbesondere in Hinblick auf die Benut-
zung der Anlagen oder Räume durch Frauen 
und Kinder. 

 

Die Anforderungen an den Brandschutz von Son-
derbauten bzw. baulichen Anlagen besonderer Art 
und Nutzung können ferner folgende Punkte zum 
Gegenstand haben : 

 

• das Verhalten von Personen in den baulichen 
Anlagen und Räumen, 

• die Kennzeichnung von Räumen mit besonde-
rer Brand- und Explosionsgefahr, 

• die Einrichtung von Warnanlagen, 

• die Schulung und den Einsatz des Betriebs-
personals oder sonstiger Personen bei auftre-
tenden Gefahren, 

• die Bereitstellung einer Hausfeuerwehr, 

• das Bereithalten von Feuerlöschgeräten, 

• die Sicherung der Rettungswege, 

• die Verhinderung von Gefahren durch beweg-
liche Gegenstände, 
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• die Überwachung bestimmter Vorgänge, die 
Gefahren für die öffentliche Sicherheit oder 
unzumutbare Belästigungen verursachen kön-
nen, durch besonders geprüfte Personen oder 
durch Bedienstete der Polizei, des Brand-
schutzes oder anderer Behörden oder Stellen, 

• sowie die Prüfung und die von Zeit zu Zeit 
wiederholende Nachprüfung von Anlagen und 
Einrichtungen die im öffentlichen Interesse 
ständig ordnungsgemäß unterhalten werden 
müssen. 

 

Als Nachweis dafür, dass die Brandschutzanforde-
rungen erfüllt sind, können ergänzende Bauvorla-
gen oder besondere Bescheinigungen zur Bau-
überwachung verlangt werden. Außerdem können 
Brandschauen, Nachprüfungen und deren Wieder-
holungen in festzulegenden Zeitabschnitten ver-
langt werden. 

Gemäß §81 (1) MBO werden die obersten Bauauf-
sichtbehörden u.a. ermächtigt, durch Rechtsver-
ordnung Vorschriften zu erlassen über: 

 

„3. Besondere Anforderungen und Erleichterun-
gen, die sich aus der besonderen Art oder Nutzung 
der baulichen Anlagen für Errichtung, Änderung, 
Unterhaltung, Betrieb und Benutzung ergeben.“ 
(Zitatende). 

Auf Bundesebene wurde diese Ermächtigung auf-
gegriffen und es wurden Muster-Verordnungen 
und -Richtlinien für die folgenden Gebäudetypen 
erarbeitet (siehe Tabelle 1). 

Die genannten Muster-Verordnungen und –
Richtlinien regeln den Brandschutz für diese Son-
derbauten abschließend, d.h. das Brandschutz-
konzept ist verbindlich vorgegeben. Prinzipiell soll-
ten die Sonderbauverordnungen somit dergestalt 
sein, dass der Brandschutz für die entsprechenden 
Gebäude umfassend und vollständig geregelt ist. 
Leider sieht die Praxis anders aus. Vergleicht man 
beispielsweise bestimmte Sonderbauverordnun-
gen der Länder untereinander, so stellt man fest, 
dass der Brandschutz keineswegs in allen Fällen 
abschließend geregelt ist. Dies sei am Beispiel der 
Garagenverordnung (GaVO) einzelner Bundeslän-
der hinsichtlich der Regelung des Rauchabzuges 
gezeigt (siehe Tabelle 2). 

 

Tabelle 1: Auf Bundesebene erarbeitete Muster -Verordnungen und –Richtlinien für Sonderbauten 

Muster-Garagenverordnung (GaVO) 1993 

Muster-Verkaufsstättenverordnung (VkVO) 1995 

Muster-Versammlungsstättenverordnung (VstättVO) 1978 (in Überarbeitung) 

Muster-Gaststättenbauverordnung (GastBauVO) 1982 (in Überarbeitung) 

Muster-Krankenhausbauverordnung (KhBauVO) 1976 

Muster-Wochenendplatzverordnung (WochPIVO) 1981 

Muster-Campingplatzverordnung (CPIVO) 1981 

Muster für Richtlinien über die bauaufsichtliche Behandlung von Hochhäu-
sern (HochHR) 1981 

Muster für Bauaufsichtliche Richtlinie für Schulen (BSchulR) 1998 

Muster Richtlinien über den Bau und Betrieb Fliegender Bauten (FIBauR) 1988 

Muster Richtlinie über den Baulichen Brandschutz im Industriebau (Ind-
bauRL) 

1985 Stand 7/99 (in Überar-
beitung) 

Muster Richtlinie über den Brandschutz bei der Lagerung von Sekundär-
rohstoffen aus Kunststoff Stand 1998 (in Bearbeitung) 
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Tabelle 2: Anforderungen an geschlossene Großgaragen in verschiedenen Bundesländern gemäß 
GaVO in Hinblick auf automatische Löschanlagen und Brandrauchentlüftung (auszugsweise) 

Land Anforderungen 
Bayern Automatische Löschanlagen in Geschossen bei unterirdischen Großgaragen unter 1. 

UG;  
Öffnungen ins Freie haben, die insgesamt mindestens 1.000 cm² je Einstellplatz groß, 
von keinem Einstellplatz mehr als 20 m entfernt und im Decken- oder oberen Wandbe-
reich angeordnet sind, oder maschinelle Rauchabzüge mit 10 fachem LW (Funktionsfä-
higkeit bei 300°C, eine Stunde). 

Berlin Großgaragen müssen in Garagengeschossen, die unter dem obersten Kellergeschoß 
liegen, selbsttätige Feuerlöschanlagen mit über die Garage verteilten Sprühdüsen, wie 
Sprinkleranlagen, haben. 
Bei natürlicher Lüftung 600 cm² je Garagenstellplatz. 

Brandenburg Sprinkleranlagen müssen vorhanden sein in Geschossen von Großgaragen, deren 
Fußboden mehr als 4 m unter der Geländeoberfläche liegt. 
1.500 cm2 je Garageneinstellplatz bei einer Höhe bis zu 2 m und 3.000 cm2 je Gara-
geneinstellplatz bei einer Höhe von mehr als 2 m, Maschinelle Abluftanlagen (die bei 
Raucheinwirkung selbständig einschalten) mit Luftleistungen von mindestens 6 m3/m2 
Garagennutzfläche (Garagen mit geringen Zu- und Abgangsverkehr) oder mindestens 
12 m3/m2 Garagennutzfläche. 

Bremen In sonst anders genutzten Gebäuden müssen Garagengeschosse von Großgaragen, 
die unter dem obersten Kellergeschoß liegen, selbsttätige Feuerlöschanlagen mit über 
die Garage verteilten Sprühdüsen, wie Sprinkleranlagen, haben. 
Entlüftungsöffnungen 600 cm2 je Garagenstellplatz. 

Hamburg Selbsttätige Feuerlöschanlagen müssen vorhanden sein in Geschossen von Großgara-
gen, wenn der Fußboden der Geschosse mehr als 4 m unter der Geländeoberfläche 
liegt und das Gebäude nicht allein der Garagennutzung dient; dies gilt nicht, wenn die 
Großgarage zu Geschossen mit anderer Nutzung in keiner Verbindung steht. 
1.500 cm2 je Garageneinstellplatz , maschinelle Abluftanlagen mit Luftleistungen von 
mindestens 6 m3/m2 Garagennutzfläche (Garagen mit geringen Zu- und Abgangsver-
kehr) oder mindestens 12 m3/m2 Garagennutzfläche ohne Anforderungen an Auslösung 
und Temperaturbeständigkeit. 

Hessen Sprinkleranlagen müssen vorhanden sein in Geschossen von Großgaragen, wenn der 
Fußboden der Geschosse mehr als 4 m unter der Geländeoberfläche liegt und das Ge-
bäude nicht allein der Garagennutzung dient. Bei Vorhandensein einer Sprinkleranlage 
sind maschinelle Abluftanlagen mit einer Luftleistung von mindestens 16 m3 Abluft in 
der Stunde je m² Garagennutzfläche vorzusehen. 
Ungesprinklerte geschlossene Großgaragen müssen für den erforderlichen Rauch- und 
Wärmeabzug Öffnungen ins Freie haben, die insgesamt mindestens 1.000 cm2 je Ein-
stellplatz groß, von keinem Einstellplatz mehr als 20 m entfernt und im Decken- oder 
oberen Wandbereich angeordnet sind, oder maschinelle Rauch- und Wärmeabzugsan-
lagen haben, die sich bei Raucheinwirkung selbsttätig einschalten und mit mindestens 
zehnfachem Luftwechsel; eine ausreichende Versorgung mit Zuluft muß vorhanden sein 
(Funktionsfähigkeit bei 300°C, eine Stunde). 

Mecklenburg-
Vorpommern 

Sprinkleranlagen müssen vorhanden sein in Geschossen von Großgaragen, wenn der 
Fußboden der Geschosse mehr als 4 m unter der Geländeoberfläche liegt und das Ge-
bäude nicht allein der Garagennutzung dient; dies gilt nicht, wenn die Großgarage zu 
Geschossen mit anderer Nutzung in keiner Verbindung steht. 
1.500 cm2 je Garageneinstellplatz bis zu einer Höhe von 2 m ansonsten 3.000 cm2 je 
Garageneinstellplatz bzw. maschinelle Abluftanlagen mit Luftleistungen von mindestens 
6 m3/m2 Garagennutzfläche (Garagen mit geringen Zu- und Abgangsverkehr) oder min-
destens 12 m3/m2 Garagennutzfläche ohne Anforderungen an die Auslösung und Tem-
peraturbeständigkeit. 

Niedersachsen Sprinkleranlagen müssen vorhanden sein in Geschossen von Großgaragen, wenn der 
Fußboden der Geschosse mehr als 4 m unter der Geländeoberfläche liegt und das Ge-
bäude nicht allein der Garagennutzung dient; dies gilt nicht, wenn die Großgarage zu 
Geschossen mit anderer Nutzung in keiner Verbindung steht. 
1.500 cm2 je Garageneinstellplatz bzw. maschinelle Abluftanlagen mit Luftleistungen 
von mindestens 6 m3/m2 Garagennutzfläche (Garagen mit geringen Zu- und Abgangs-
verkehr) oder mindestens 12 m3/m2 Garagennutzfläche ohne Anforderungen an die 
Auslösung und Temperaturbeständigkeit. 
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(Fortsetzung Tabelle 2) 

Nordrhein-
Westfalen 
 

Unterirdische Großgaragen müssen in allen Geschossen selbsttätige Feuerlöschanla-
gen mit über den Einstellplätzen verteilten Sprühdüsen haben, wenn das Gebäude nicht 
allein der Garagennutzung dient. Das gilt nicht, wenn die Großgarage zu Geschossen 
mit anderer Nutzung in keiner Verbindung steht. 
1.500 cm2 bis zu einer Höhe von 2 m ansonsten 3.000 cm2 je Garageneinstellplatz bzw. 
Maschinelle Abluftanlagen mit Luftleistungen von mindestens 6 m3/m2 Garagennutzflä-
che (Garagen mit geringen Zu- und Abgangsverkehr) oder mindestens 12 m3/m2 Gara-
gennutzfläche ohne Anforderungen an die Auslösung und Temperaturbeständigkeit. 

Rheinland-Pfalz 
 

Sprinkleranlagen müssen vorhanden sein in Geschossen von Großgaragen, wenn der 
Fußboden der Geschosse mehr als 4 m unter der Geländeoberfläche liegt und das Ge-
bäude nicht allein der Garagennutzung dient; dies gilt nicht, wenn die Großgarage zu 
Geschossen mit anderer Nutzung in keiner Verbindung steht. 
1.500 cm2 je Garageneinstellplatz bzw. maschinelle Abluftanlagen mit Luftleistungen 
von mindestens 6 m3/m2 Garagennutzfläche (Garagen mit geringen Zu- und Abgangs-
verkehr) oder mindestens 12 m3/m2 Garagennutzfläche ohne Anforderungen an die 
Auslösung und Temperaturbeständigkeit 

Saarland In sonst anders genutzten Gebäuden müssen Garagengeschosse von Großgaragen, 
die unter dem obersten Kellergeschoß liegen, selbsttätige Feuerlöschanlagen mit über 
die Garage verteilten Sprühdüsen, wie Sprinkleranlagen, haben. 
600 cm2 je Garageneinstellplatz bzw. Maschinelle Abluftanlagen mit Luftleistungen von 
mindestens 6 m3/m2 Garagennutzfläche (Garagen mit geringen Zu- und Abgangsver-
kehr) oder mindestens 12 m3/m2 Garagennutzfläche ohne Anforderungen an die Auslö-
sung und Temperaturbeständigkeit. 

Sachsen Automatische Feuerlöschanlagen müssen vorhanden sein in Geschossen von Großga-
ragen, die unter dem ersten unterirdischen Geschoß liegen und wenn das Gebäude 
nicht allein der Garagennutzung dient; dies gilt nicht, wenn die Großgarage zu Ge-
schossen mit anderer Nutzung in keiner Verbindung steht. 
Geschlossene Großgaragen müssen für den Rauch- und Wärmeabzug in jedem 
Rauchabschnitt Öffnungen ins Freie haben, die insgesamt mindestens 1000 cm² je 
Einstellplatz groß oder maschinelle Rauch- und Wärmeabzugsanlagen mit einen zehn-
fachen Luftwechsel haben, die sich bei Brandentwicklung (zum Beispiel durch Rauch-
melder) selbständig einschalten (Funktionsfähigkeit bei 300°C, eine Stunde).  

Sachsen-Anhalt 
 

Sprinkleranlagen müssen vorhanden sein in Geschossen von Großgaragen, wenn der 
Fußboden der Geschosse mehr als 4 m unter der Geländeoberfläche liegt und das Ge-
bäude nicht allein der Garagennutzung dient; dies gilt nicht, wenn die Großgarage zu 
Geschossen mit anderer Nutzung in keiner Verbindung steht. Bei Vorhandensein einer 
Sprinkleranlage sind maschinelle Abluftanlagen mit einer Luftleistung von mindestens 
12 m3 Abluft in der Stunde je m² Garagennutzfläche vorzusehen. 
Geschlossene ungesprinklerte Großgaragen müssen für den Rauch- und Wärmeabzug 
in jedem Rauchabschnitt Öffnungen ins Freie haben, die insgesamt mindestens 1000 
cm2 je Einstellplatz groß oder maschinelle Rauch- und Wärmeabzugsanlagen mit einen 
zehnfachen Luftwechsel haben, die sich bei Brandentwicklung (zum Beispiel durch 
Rauchmelder) selbständig einschalten (Funktionsfähigkeit bei 300°C, eine Stunde). 

Schleswig-
Holstein 
 

Sprinkleranlagen müssen vorhanden sein in Geschossen von Großgaragen, wenn der 
Fußboden der Geschosse mehr als 4 m unter der Geländeoberfläche liegt und das Ge-
bäude nicht allein der Garagennutzung dient; dies gilt nicht, wenn die Großgarage zu 
Geschossen mit anderer Nutzung in keiner Verbindung steht. 
1.500 cm2 je Garageneinstellplatz bis zu einer Höhe von 2 m ansonsten 3.000 cm2 je 
Garageneinstellplatz bzw. Maschinelle Abluftanlagen mit Luftleistungen von mindestens 
6 m3/m2 Garagennutzfläche (Garagen mit geringen Zu- und Abgangsverkehr) oder min-
destens 12 m3/m2 Garagennutzfläche ohne Anforderungen an Auslösung und Tempera-
turbeständigkeit 

Thüringen Selbsttätige Löschanlagen müssen vorhanden sein in Geschossen von Großgaragen, 
die unter dem ersten unterirdischen Geschoß liegen, wenn das Gebäude nicht allein der 
Garagennutzung dient. Bei Vorhandensein einer Sprinkleranlage sind maschinelle Ab-
luftanlagen mit einer Luftleistung von mindestens 12 m3 Abluft in der Stunde je m2 Ga-
ragennutzfläche vorzusehen. 
1000 cm2 je Einstellplatz oder maschinelle Rauch- und Wärmeabzugsanlagen mit einen 
zehnfachen Luftwechsel haben, die sich bei Brandentwicklung (zum Beispiel durch 
Rauchmelder) selbständig einschalten (Funktionsfähigkeit bei 300°C, eine Stunde). 
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Aus der Tabelle 2 geht hervor, dass der Rauchab-
zug – immerhin eine Grundanforderung nach §17, 
(1) MBO – in den einzelnen Bundesländern sehr 
unterschiedlich bzw. teilweise gar nicht geregelt ist. 
In einigen Bundesländern geht man beispielsweise 
davon aus, dass die erforderliche CO-Lüftung in 
Garagen gleichzeitig einen ausreichenden Rauch-
abzug gewährleistet. Dieses ist nach den vorlie-
genden Ergebnissen [2] mitnichten der Fall. Eine 
wesentliche Folgerung daraus ist, dass das Brand-
schutzkonzept derartiger Sonderbauverordnungen 
nicht umfassend bzw. vollständig ist. Derartige 
Verordnungen sollten ertüchtigt werden, um die 
zwangsläufig entstehende Unsicherheiten bei 
Bauherren und Architekten zu vermeiden. 

Es ist somit zwingend erforderlich in den Sonder-
bauverordnungen und –richtlinien bestimmte 
Brandschutzmaßnahmen abschließend zu regeln. 
Dies betrifft u.a. folgende Bereiche: 

• Brandabschnittsgrößen 

• Anforderungen an Rettungswege 

• Anforderungen an die Rauchabfuhr 

• Alarmierung im Brandfall 

In der  

Tabelle 3 sind beispielhaft die Brandabschnitts-
größen nach verschiedenen Sonderbauverordnun-
gen und -richtlinien zusammengestellt. Daraus 
geht hervor, dass derzeit entsprechend den vorlie-
genden Sonderbauverordnungen in der Regel 
Brandabschnitte bis 10 000 m2 gestattet sind. Im 
Industriebau sind Brandabschnitte bis  
60 000 m2 (in Sonderfällen bis 120 000 m2) gestat-
tet [12]. 

Anforderungen an die Rettungswege sind gemäß 
Tabelle 4 festgelegt. Daraus geht hervor, dass die 
Rettungsweglängen bei 25 bis 105 m (Verkaufs-
stätten) bzw. bis 70 m (Industriebauten) liegen. Die 
üblichen Rettungsweglängen betragen 35 m. Sie 
werden in der Luftlinie gemessen, jedoch nicht 
durch Bauteile hindurch. Die Rettungswegbreiten 

betragen jeweils 1 m RW-Breite je 150 Personen 
nach VstättVO, bei Multiplexkinos werden ab dem 
2. Saal 0.5 m RW-Breite je 150 Personen zugelas-
sen. 

Aus den obigen Zusammenstellungen geht hervor, 
dass der Brandschutz von Sonderbauten im all-
gemeinen durch Verordnungen oder Richtlinien, 
welche die Anforderungen der Bauordnung in Be-
zug auf die Gebäudenutzung konkretisieren, gere-
gelt ist. Darüber hinaus gibt es jedoch eine Viel-
zahl von Sonderbauten, deren Brandschutzanfor-
derungen im Baurecht nicht konkret festgelegt 
sind, so dass auf der Basis der Landesbauordnun-
gen die jeweiligen Brandschutzanforderungen in 
jedem Einzelfall gesondert anzugeben sind. Von 
Seiten der Behörden wird in jüngster Zeit diesbe-
züglich in zunehmendem Maße die Vorlage eines 
Brandschutzkonzeptes verlangt. Davon betroffene 
Gebäude bzw. bauliche Anlagen sind z.B.: 

• Messe- und Ausstellungsgebäude 

• Bahnhofsgebäude und andere Verkehrszent-
ren 

• Einkaufs- und Erlebniszentren 

• Stadien und Sporthallen 

• Schul- und Hochschulgebäude 

• Kongress- und Hörsaalzentren 

• sonstige Großbauten mit multifunktionaler 
Nutzung 

In diesem Zusammenhang stellen sich mehrere 
Fragen: 

a) Was ist ein zielorientiertes Brandschutz-
konzept? 

b) Welche Mindestanforderungen sind an 
Brandschutzkonzepte zu stellen? 

c) Gibt es ein Muster - Brandschutzkonzept, 
welches für alle Sonderbauten gültig ist? 

 

 

Tabelle 3: Maximale Brandabschnittsgrößen nach verschiedenen Sonderbauverordnungen 

Gebäudetyp ungeschützt mit Sprinkleranlage 
allgemeine Gebäude  1.600 m2 3.200 m2 
Verkaufsstätten, eingeschossig 3.000 m2 10.000 m2 
Verkaufsstätten bis 3 OG je Geschoß 1.500 m2/max 3.000 m2 je Geschoß 5000 m2 
Verkaufsstätten größer 3 OG nicht möglich je Geschoß 5000 m2 
Krankenhäuser 2 BA je OG 2000 m2 4000 m2 
Schulen eingeschossig 3.000 m2 6.000 m2 
Schulen in Hanglage mit direktem 
Ausgang ins Freie 

5.000 m2  

oberirdisch geschlossene Großga-
rage 

5.000 m2 10.000 m2 

sonstige geschlossene Großgarage 2.500 m2 5.000 m2 
IndBauRL (Entwurf 7/99) je nach Brandschutzkonzept 20.000 bis 60.000 m2 (120 000 m2) 
sonstige Sonderbauten nach Brandschutzkonzept 
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Tabelle 4: Anforderungen an Rettungswege für verschiedene Gebäudetypen gemäß den Sonderbau-
verordnungen und Richtlinien 

Gebäudetyp, Nutzung 1. Rettungsweg 2. Rettungsweg 
MBO (Wohnhäuser) 35 m Feuerwehrleiter 
Hochhäuser 25 m 2. Treppe 
Verkaufstätten < 2.000 m2 35 m Feuerwehrleiter 
Verkaufstätten > 2.000 m2 25 m 2. Treppe 
Verkaufstätten > 2.000 m2, gesprinklert   
aus dem Raum 25 m 2. Treppe 
über die Ladenstraße zum Flur 35 m  
über den Flur zur Treppe 35 m  
über die Treppe ins Freie 35 m  
Versammlungstätten > 200 bzw. 100 Personen    
bis zum Ausgang aus dem Raum 25 m 2. Treppe 
über den Flur bis zur Treppe 30 m  
Gaststätte über 200 Gastplätze 35 m 2. Treppe 
Gaststätte über 400 Gastplätze   
aus dem Raum  25 m 2. Treppe 
über den Flur 30 m  
Hotel > 30 Betten je OG/ > 60 in OG 35 m 2. Treppe 
Krankenhäuser (je nach Sonder-VO des Landes) 30 m 2. Treppe 
Schulen bis 2 Vollgeschosse (je nach Sonder-VO des Landes) 25 m Feuerwehrleiter 
Schulen > 2 Vollgeschosse (je nach Sonder-VO des Landes) 25 m 2. Treppe 
Schulen aus Obergeschossen 35 m 2. Treppe 
Sporthalle 35 m 2. Ausgang 
offene Großgaragen 50 m 2. Treppe 
geschlossene Großgaragen 30 m 2. Treppe 
Gebäude für behinderte und alte Menschen (Bauprüfdienst 
Hamburg)  

20 m 2. Treppe 

IndBauRL (Entwurf 7/99) nach Brandschutzkonzept 35 bis  70 m 
sonstige Sonderbauten nach Brandschutzkonzept 
 

 

3 Brandschutzkonzepte – Stand der 
Erkenntnisse 

In den zurückliegenden zwei Jahren sind von Be-
hörden, Verbänden und Wissenschaftlern ver-
schiedene Brandschutzkonzepte für Sonderbauten 
ausgearbeitet bzw. vorgeschlagen worden. Eine 
diesbezügliche Zusammenstellung von Veröffentli-
chungen aus jüngster Zeit enthält die nachstehen-
de Tabelle 5.  

Die Zusammenstellung zeigt, dass gerade in der 
jüngsten Zeit Brandschutzkonzepte unter den ver-
schiedensten Gesichtspunkten entwickelt wurden, 
wobei naturgemäß den von Behörden vorgestell-
ten Konzepten ein größeres Gewicht zukommt. 
Darin wird das durch das Bemühen deutlich, den 
Wünschen der Bauherrn und Architekten nach 
immer größeren Baustrukturen und baulichen An-
lagen durch angepaßte Brandschutzregeln zu un-
terstützen. 

 

 

Tabelle 5: Brandschutzkonzepte für Sonder-
bauten 

Sachverständigenkommission Flug-
hafen Düsseldorf [1] 

Apr. 1997 

MBW – NW §7 (neu), BauPrüfVO 
[3] 

Jan. 1998 

Schneider, AGB, Bruchsal, TAE-
Esslingen [4] 

Feb. 1998 

BMVBW Brandschutzleitfaden, Bonn 
[5] 

Nov. 1998 

Schneider u. Lebeda, TU Wien, 
Anforderungen an Brandschutzkon-
zepte für Sonderbauten [6] 

Jan. 1999 

vfdb- Richtlinie 01/01/ [7] Jun. 1999 
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4 Schutzzielorientierte Brand-
schutzkonzepte  

Übereinstimmung herrscht bei den Verfassern von 
Brandschutzkonzepten darüber, dass die Konzep-
te sich an konkrete Schutzziele orientieren müs-
sen. Im §17 MBO sind die allgemeinen Schutzziele 
wie folgt definiert: 

Bauliche Anlagen müssen so beschaffen sein, 
dass 

• der Entstehung eines Brandes und der Aus-
breitung von Feuer und Rauch vorgebeugt 
wird, 

• die Rettung von Menschen und Tieren sowie-
wirksame Löscharbeiten  

möglich sind. 

Daneben lassen sich aus der MBO weitere speziel-
le Schutzziele ableiten: 

• Die Gebäudebenutzer sollen das Gebäude 
verlassen können, ohne in eine gefährliche Si-
tuation oder sonstige widrige Umstände zu ge-
raten (Prinzip der Selbstrettung). 

• Die Feuerwehrleute müssen durch vorbeugen-
de Brandschutzmaßnahmen in der Lage sein: 

Ø wirksam zu Retten, 

Ø die Ausbreitung eines Brandes zu verhin-
dern. 

• Ein Großbrand oder das Freisetzen von größe-
ren Mengen an Gefahrstoffen sind zu vermei-
den (Umweltschutz). 

• Schädliche Auswirkungen eines Brandes auf 
die Nachbarschaft sollen weitestgehend ver-
mieden werden (Nachbarschutz). 

Ob und inwieweit ein besonderes Schutzziel in 
Frage kommt, ist in jedem Einzelfall zu prüfen. 
Hierbei kann es aus wirtschaftlichen Überlegungen 
sinnvoll sein (hohe Brand- und Folgeschäden), die 
Schutzziele hinsichtlich ihrer Art zu erhöhen, zum 
Beispiel im Hinblick auf: 

• die Bausubstanz und Struktur des Gebäudes 
(z.B. Denkmalschutz), 

• den Inhalt des Gebäudes (z.B. Schutz von 
kulturellem Erbe), 

• den laufenden Betrieb (z.B. militärische Si-
cherheit, Datensicherung), 

• Betriebsausfälle, die nicht oder nur räumlich 
und zeitlich begrenzt hingenommen werden 
können (z.B. bei Forschungseinrichtungen). 

Die Schutzziele sind nicht nur inhaltlich zu definie-
ren, sondern es müssen geeignete Kriterien auf-
gestellt und quantifiziert werden. Es ist prinzipiell 
somit davon auszugehen, dass bei Sonderbauten 
(schutz-) zielorientierte Brandschutzkonzepte 

zugrunde gelegt werden müssen, selbst wenn der 
Terminus  „zielorientiert“ nicht exprexis verbis in 
den entsprechenden Richtlinien erscheint. Im Bun-
desleitfaden [5] wird diesbezüglich vom „individuel-
len Brandschutzkonzept“ gesprochen; im Entwurf 
zu §7 (neu) der BauPrüfVO NW [3] wird im Titel 
nur die Formulierung Brandschutzkonzept verwen-
det. In der vfdb-Richtlinie [7] wird im Vorwort aus-
drücklich auf die Einhaltung der Schutzziele hin-
gewiesen. 

Die Schutzziele des Brandschutzes werden im 
Rahmen der Entwicklung von Ingenieurmethoden 
für den Brandschutz seit Jahren international dis-
kutiert. Die diesbezüglichen Forschungen und 
Diskussionen sind noch nicht abgeschlossen, es 
liegen jedoch bereits erste Ergebnisse vor, welche 
z.B. in [8], [9] und [10] veröffentlicht sind. Zur Ein-
haltung des Personenschutzes hinsichtlich der 

• Flucht und Rettung 

• wirksamen Brandbekämpfung 

sind im folgenden einige Kriterien genannt (siehe 
Tabelle 6). Die darin angegebenen Kriterien kön-
nen u.a. maßgebend sein für den Personenschutz 
und die wirksame Rettung durch die Feuerwehr. 

Die vielschichtige Problematik des Brandschutzes 
setzt eine sehr differenzierte Auseinandersetzung 
mit den Schutzzielen im Einzelfall voraus. Insbe-
sondere gibt die Nutzungsanalyse des Gebäudes 
Aufschluß über die Wahrscheinlichkeit einer 
Brandentstehung. Als übliche Werte für das Auftre-
ten eines Entstehungsbrandes in Wohnungen gilt 
10-6/m2 Jahr, in Industriegebäuden gilt 2.10-6/m2 
Jahr [8]. Erfahrungsgemäß wird die Wahrschein-
lichkeit einer Brandentstehung in einem Verwal-
tungsbau oder einer Wohnung als normal, in ei-
nem Museum 20% geringer, in einer Versamm-
lungsstätte jedoch 40% höher bewertet [5]. 

Die Ergebnisse der Gebäude- und Schutzzielana-
lyse werden im Hinblick auf einen potentiellen 
Brand untersucht. In einem ersten Schritt werden 
die Brandlasten entweder pauschal festgelegt oder 
nach einer genauen Ermittlung (z.B. nach 
DIN 18 230-1) berechnet. In der Folge wird über-
prüft, ob ein Brand entstehen kann; d.h., ob die 
Grundbedingungen für einen Brandausbruch 

• brennbarer Stoffe, 

• Oxidationsmittel (Luft, Sauerstoff), 

• Zündenergie 

vorliegen, in welcher Art und in welchem Umfang 
diese ggf. gegeben sind und welche sonstigen 
Kombinationen eine Brandgefahr darstellen könn-
ten (Schwachstellenanalyse). Dabei müssen auch 
die vielfältigen Möglichkeiten einer Brandausbrei-
tung auf angrenzende Abschnitte, unter Berück-
sichtigung von verschiedenen Betriebszuständen 
(z.B. Tag/Nacht) untersucht werden. 
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Tabelle 6: Beispiele für rechnerische Grenzwerte für Überlebensbedingungen aus der Literatur (nach 
[8], [9] und [10]) 

Kriterium Grenzwert Grenzwert mit Sicherheits-
faktor* 

Wärmestrahlung auf den Boden außerhalb des 
Brandentstehungsraumes < 20 [kW/m2] < 10 [kW/m2] 

Sauerstoff – Konzentration  > 12 Vol.-% > 14 Vol.-% 

CO2 – Konzentration  < 6 Vol.-% < 5 Vol.-% 

CO – Konzentration < 1400 ppm < 700 ppm 

Höhe der rauchfreien Schicht  > 1,50 m > 1,80 m 

minimale Sichtweite  > 10 m > 20 m 

Temperatur der oberen Rauchgasschicht  < 600 °C < 300 °C 

Temperatur der unten liegenden Rauchgas-
schicht 

< 65 °C < 50 °C 

*) ingenieurmäßige Annahmen 
 

Ohne brennbare Stoffe kann ein Brand nicht ent-
stehen. Große Mengen brennbarer Stoffe (hohe 
Brandlast) bedeuten im Brandfall eine große Wär-
mebelastung für das Gebäude/Bauwerk. Erst das 
Verhältnis der Oberfläche eines brennbaren Stof-
fes zu seiner Masse, die Entzündlichkeit, die Art 
und Verteilung der Stoffe, ihr Abbrandverhalten 
und ihre konkrete Masse lassen Schlüsse auf das 
mögliche Brandgeschehen und die daraus resultie-
renden Gefährdungen zu. Entsprechende Berech-
nungen bzw. Nachweise hierzu können: 

• nach DIN 18 230-1, Mai 1998 

• durch Computersimulationen (z.B. mit MRFC), 

• durch Brandversuche (Großversuche) 

erfolgen bzw. durchgeführt werden. In jüngster Zeit 
setzen sich die rechnerischen Verfahren (Brandsi-
mulationen) aufgrund ihrer geringen Kosten ge-
genüber den Großversuchen durch [11]. 

 

5 Mindestanforderungen an zielori-
entierte Brandschutzkonzepte 

Unter Fachleuten besteht weitestgehend Einigkeit 
über den Umfang und Inhalt von Brandschutzkon-
zepten. In [1], [3] und [4] sind die wesentlichen 
Grundlagen derartiger Konzepte beschrieben. Eine 
umfassende Darstellung ist im Bundesleitfaden [5] 
gegeben. Die Beiträge in [6] und [7] beruhen im 
wesentlichen auf Grundlagen die sich aus den 
Ingenieurmethoden für den Brandschutz ableiten. 

Nach [5], [6] und [7] beginnt die Erstellung eines 
individuellen (=zielorientierten) Brandschutzkon-
zeptes mit der 

• Nutzungsanalyse, 

• Schutzzieldefinition und  

• Brandgefahrenermittlung. 

Im Rahmen dieses Planungsschrittes sind u.a. 
auch die Beurteilungs- und Rechtsgrundlagen zu 
spezifizieren und Risikoschwerpunkte zu benen-
nen. Nach [7] sind diesbezüglich folgende Detail-
schritte vorgesehen: 

I. Allgemeine Angaben zur Liegenschafts- und  
Gebäudeanalyse: 

• Beschreibung des Gebäudes, der baulichen 
Anlage und der örtlichen Situation im Hinblick 
auf den Brandschutz, 

• Beurteilungsgrundlagen (Planungsstand und 
Rechtsgrundlage), 

• Art der Nutzung (langfristige Nutzungspla-
nung), 

• Anzahl und Art der die bauliche Anlage nut-
zenden Personen, 

• Brandbelastung der Nutz- und Lagerflächen, 

• Darstellung der Schutzziele und insbesondere 
Beschreibung der Schwerpunkte der Schutz-
ziele, z.B. bezüglich Personen-, Sachwert-, 
Denkmal-, Unfall- und Umweltschutz, 

• Brandgefahren und besondere Zündquellen, 

• Risikoanalyse und Benennung der Risiko-
schwerpunkte. 

Aus den Zwischenergebnissen der Liegenschafts- 
und Gebäudeanalyse, den Schutzzielbetrachtun-
gen und der Brandgefahrermittlung resultieren 
definitive Planungskriterien, aus denen gezielte 
vorbeugende Brandschutzmaßnahmen, unter Ein-
beziehung der technischen und logistischen Mög-
lichkeiten des abwehrenden Brandschutzes (Feu-
erwehren, Betriebsfeuerwehren und Werknotdiens-
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te) ermittelt werden können. Der vorbeugende 
Brandschutz umfaßt die Bereiche 

• baulicher Brandschutz und 

• anlagentechnischer Brandschutz. 

In [7] sind bezüglich des baulichen Brandschutzes 
folgende Maßnahmen genannt: 

II. Baulicher Brandschutz: 

• Zugänglichkeit der baulichen Anlagen vom 
öffentlichen Straßenraum wie Zugänge, Zu-
fahrten, 

• Erster und Zweiter Rettungsweg und Ret-
tungswegausbildung, 

• Anordnung von Brandabschnitten und anderen 
brandschutztechnischen Unterteilungen sowie 
die Ausführung deren trennender Bauteile, 

• Anordnung und Ausführung von Rauchab-
schnitten (Rauchschürzen, Rauchschutztüren), 

• Abschluss von Öffnungen in abschnittsbilden-
den Bauteilen. 

• Feuerwiderstand von Bauteilen (Standsicher-
heit, Raumabschluß, Isolierung usw.), 

• Brennbarkeit der Stoffe. 

In bezug auf die Rettungswege sind in [5] zusätz-
lich folgende Maßnahmen genannt: 

• Notbeleuchtung nach VDE 6108, 

• Beschilderung nach DIN 4844. 

In [1] und [6] wird zusätzlich auf die Ermittlung 
bzw. evtl. notwendige Begrenzung der Brandbelas-
tungen hingewiesen. 

Über die anlagentechnischen Brandschutzmaß-
nahmen ist in [7] eine umfassende Darstellung zu 
finden: 

III. Anlagentechnischer Brandschutz: 

• Brandmeldeanlagen mit Darstellung der über-
wachten Bereiche, der Brandkenngröße und 
der Stelle, auf die aufgeschaltet wird, 

• Alarmierungseinrichtung mit Beschreibung der 
Auslösung und Funktionsweise, 

• Automatische Löschanlagen mit Darstellung 
der Art der Anlage und der geschützten Berei-
che, 

• Brandschutztechnischen Einrichtungen wie 
Steigleitungen, Wandhydranten, Druckerhö-
hungsanlagen, halbstationäre Löschanlagen 
und Einspeisstellen für die Feuerwehr, 

• Rauchableitung mit Darstellung der Anlage 
einschließlich der Zulufteinrichtungen und den 
zu entrauchenden Bereiches, 

• Einrichtungen zur Rauchfreihaltung mit 
Schutzbereichen, 

• Maßnahmen für den Wärmeabzug mit Darstel-
lung der Art der Anlage, 

• Lüftungskonzept soweit es den Brandschutz 
berührt (z.B. Umsteuerung der Lüftungsanla-
gen von Um- auf Abluftbetrieb), 

• Angabe zum Funktionserhalt von 
sicherheitsrelevanten Anlagen einschließlich 
der Netzersatzversorung, 

• Blitz- und Überspannungsschutzanlage, 

• Sicherheits- und Notbeleuchtung, 

• Angaben zu Aufzügen (z.B. Brandfallsteue-
rung, Aufschaltung der Notrufabfrage, Feuer-
wehraufzüge), 

• Beschreibung der Funktion und Ausführung 
der Gebäudefunkanlage. 

In [5] sind diesbezüglich zusätzlich erwähnt: 

• Sonderschutzanlagen z.B. für Tanklager, La-
ckierereien und Gefahrstofflager, 

• Explosionsschutz z.B. Gasmeldeanlagen, 

• Druckerzeugung (Über- und Unterdruck). 

 

Der organisatorische Brandschutz ist nach [8] 
unterteilt in die Bereiche 

• betrieblicher Brandschutz und 

• abwehrender Brandschutz. 

In [7] sind diesbezüglich folgende Regelungen 
enthalten: 

IV. Organisatorischer (betrieblicher) Brand-
schutz: 

• Angabe über das Erfordernis einer Brand-
schutzordnung nach DIN 14096, einer Evaku-
ierungsplanung und von Rettungswegplänen, 

• Kennzeichnung der Rettungswege und Si-
cherheitseinrichtungen, 

• Bereitstellung von Kleinlöschgeräten (Feuerlö-
scher, Brandschutzdecke), 

• Hinweis auf die Ausbildung des Personals in 
der Handhabung von Kleinlöschgeräten und 
auf die jährliche Einweisung der Mitarbeiter in 
die Brandschutzordnung, 

• Einrichtung einer Werkfeuerwehr. 

In [5] wird in diesem Zusammenhang zusätzlich 
auf 

• die Sicherheitsvorschriften für Feuerarbeiten, 

• den Brandschutz bei Bauarbeiten 

hingewiesen. 
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Der abwehrende Brandschutz umfaßt nach [7] 
folgende Bereiche: 

V. Abwehrender Brandschutz: 

• Löschwasserversorgung und –rückhaltung, 

• Erstellung von Feuerwehrplänen nach DIN 
14095, 

• Flächen für die Feuerwehr (Aufstell- und Be-
wegungsflächen), 

• Einrichtung von Schlüsseldepots (Feuerwehr-
schlüsselkästen), 

• Festlegung zentraler Anlaufstellen für die Feu-
erwehr. 

Es ist klar, dass unter diesem Punkt auch die Aus-
rüstung und Stärke der zuständigen 

• öffentlichen Feuerwehr bzw. 

• Werkfeuerwehr 

zu behandeln sind. 

Es ist zwingend erforderlich für den Bauherrn und 
Betreiber eine für den Laien verständliche Doku-
mentation, der für die Nutzung relevanten Randpa-
rameter des Brandschutzskonzeptes zu erstellen 

[7]. Im einzelnen sollte sich dies auf folgende Be-
reiche erstrecken: 

VI. Technische Dokumentationen: 

• Hinweise zur Nutzung (Bestuhlung- bzw. La-
gerpläne), 

• Hinweise zur Wartung, wiederkehrende Prü-
fungen und Funktionsprüfung, 

• Angaben zur notwendigen Dokumentation 
(Prüfbücher), 

• Hinweise zur Verantwortlichkeit im Betrieb 
(Brandschutzbeauftragter). 

Für den Bereich des Industriebaues liegen bereits 
umfangreiche Erfahrungen über zielorientierte 
Brandschutzkonzepte vor. In anderen Bereichen 
von Sonderbauten (Messegebäude, Sportarenas, 
Flughafengebäude) ist die Methodik eher neu bzw. 
weitestgehend unbekannt. In der Tabelle 7 ist  eine 
Grobstruktur für ein Brandschutzkonzept von In-
dustriegebäuden nach [6] beispielhaft angegeben. 
Prinzipiell sind in der angegebenen Grobstruktur 
sämtliche Gesichtspunkte des oben beschriebenen 
Brandschutzkonzeptes enthalten. 

 

Tabelle 7: Beispiel für ein Brandschutzkonzept von Industriegebäuden 

Brandschutztechnisches Gesamtkonzept 

Punkt I 
Grundstücke, Bebauung 

Zusätzlichen Bauvorlagen 

Punkt II 
Baulicher Brandschutz 

Flucht und Rettungswege 

Punkt III 

Brandschutzeinrichtungen im Gebäude 

Sonstige sicherheitstechnische Einrichtungen 

Umweltschutz, Gefahrstoffe 

Punkt IV Betrieblicher / Organisatorischer Brandschutz 

Punkt V Abwehrender Brandschutz 

Punkt VI 
Abnahmen und Dokumentation 

Wiederkehrende Prüfungen 

 

6 Spezielle Gesichtspunkte für 
Brandschutzkonzepte von Son-
derbauten 

6.1 Allgemeines 

Bei Sonderbauten mit großen Menschenansamm-
lungen (z.B. über 1000 Personen) sind ggf. spe-
zielle Brandschutzmaßnahmen erforderlich, welche 
im Folgenden diskutiert werden. 

Oberstes Schutzziel für Sonderbauten für große 
Menschenansammlungen ist zweifelsfrei der Per-

sonenschutz; die Bedeutung von Maßnahmen, 
welche dem Sach- oder Umweltschutz dienen, tritt 
demgegenüber zurück. Abgesehen von Fragen 
des Nachbarschutzes sind diese im Hinblick auf 
ökonomische Erwägungen im Einzelfall jedoch 
keinesfalls zu vernachlässigen, sondern können 
entsprechend der jeweiligen Gebäudeart oder –
nutzung ebenfalls einen sehr hohen Stellenwert 
erlangen. 

Der Personenschutz ist deshalb von besonderer 
Bedeutung, weil es auch darum geht, neben der 
Flucht und Rettung sowie einer schnellen Erstbe-



13 

kämpfung des Brandes der Entstehung einer Panik 
vorzubeugen. Das Verhalten von großen Men-
schengruppen im Falle einer Panik ist nahezu 
unvorhersehbar. Die Erfahrung zeigt jedoch, daß 
solche Ereignisse häufig mit gesundheits- oder 
lebensbedrohenden Situationen verbunden sind. 

Das eine Panik auslösende Ereignis - z.B. ein 
Feuer - mag im Einzelfall nur bedingt als lebens-
bedrohend gelten. Die Folgen einer Panik können 
aber viel größere Auswirkungen haben als das 
Primärereignis selbst. Hieraus leitet sich auch die 
Notwendigkeit von besonderen Brandschutzmaß-
nahmen ab, die auf die Art der Nutzung (Veranstal-
tung) und die Anzahl der Besucher abgestimmt 
sein müssen. 

 

Der Personenschutz in Sonderbauten für große 
Menschenansammlungen ist deshalb vorrangig 
unter den Gesichtspunkten 

• der Menschenrettung, u.a. Flucht und Rettung 
von Personen oder Personengruppen, auch 
aus speziellen Gebäudebereichen und 

• der Verhinderung einer Panik 

zu betrachten, wobei aufgrund der großen Perso-
nenzahl grundsätzlich die Selbstrettung sicherge-
stellt werden muß. Dafür sind u. a. Maßnahmen 
erforderlich, die der 

• Schadensvermeidung 

• Alarmierung und Warnung 

• Evakuierung 

• Fluchtwegsicherung 

• Rettungswegsicherung 

dienen. Im folgenden sind solche Maßnahmen 
unter dem Gesichtspunkt des baulichen Brand-
schutzes dargestellt. Eine umfassende Behand-
lung dieses Themas für alle Sonderbauten ist aus 
Gründen der gebotenen Kürze nicht möglich. 

 

6.2 Brandschutzplanung 
Bei Sonderbauten empfiehlt sich die Erstellung 
spezieller Bauvorlagen für den Brandschutz. 
Insbesondere gehören zu diesen Bauvorlagen 
z.B.: 

• Baupläne mit Eintragung der Brandabschnitte, 
brandschutztechnischen Unterteilungen, Feu-
erschutzabschlüsse und Schottungen, 

• Flucht- und Rettungswegpläne, 

• Pläne von RWA-Anlagen und maschinellen 
Entrauchungseinrichtungen mit Eintragung der 
Rauchabschnitte, Entrauchungsquerschnitte 
bzw. Luftwechselraten und Auslösestellen, 

• Pläne der Lüftungsanlagen in den zugehörigen 
Räumen mit Darstellung der darin vorhande-
nen Brandschutzeinrichtungen, 

• Darstellung der Brandmeldeanlagen mit Unter-
zentralen, Feuerwehrtableaus, Auslösestellen 
etc., 

• Darstellung der ELA-Anlagen (Lautsprecheran-
lagen), 

• Pläne der stationären Löschanlagen mit Dar-
stellung der Löschbereiche, 

• Hydrantenpläne mit Darstellung der Hydranten 
innerhalb und außerhalb des Sonderbaues, 

• Feuerwehrpläne, Lagerplan mit Zufahrt und 
Aufstellflächen für die Feuerwehr. 

 

6.3 Brandabschnitte und Rauchab-
schnitte 

Bei der Erstellung eines Gebäudekonzepts sollte 
auch darauf geachtet werden, gesicherte Bereiche 
oder zumindest großräumige Unterteilungen zu 
schaffen, um der Entstehung von Brandkatastro-
phen vorzubeugen. Sonderbauten müssen daher, 
soweit irgend möglich, in funktional getrennte 

• Brandabschnitte und  

• Rauchabschnitte  

unterteilt werden. An den Abschnittsgrenzen sind 
qualifizierte Bauteile zu verwenden. Die Bildung 
von Rauchabschnitten muß auf der Basis eines 
Entrauchungskonzeptes erfolgen. Neben den 
vertikalen Durchbrüchen und Installationsdurchfüh-
rungen sind auch alle horizontalen Öffnungen (z.B. 
in Geschoßdecken) im gesamten Gebäude mit 
brandschutztechnisch klassifizierten Abschottun-
gen zu versehen. Das gilt insbesondere auch für 
Abschottungen 

• in vertikalen Schächten für Ver- und Entsor-
gungseinrichtungen, 

• für elektrotechnische Installationen, 

• für bauliche Abschottungen von Installations-
gängen, 

• in Technikräumen, 

• in Lüftungs- und anderen Technikzentralen. 

Alle Durchführungen in Wänden mit spezifizierter 
Feuerwiderstandsdauer sind mit entsprechend 

• qualifizierten Feuerschutzabschlüssen (nach 
DIN 4102) 

• qualifizierten Schottungen (nach DIN 4102) 

• rauchdichten Türen (nach DIN 18 095) 

• qualifizierten Verglasungen (nach DIN 4102) 
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zu versehen. Die technischen Anforderungen an 
feuerwiderstandsfähige Türen sollten so ergänzt 
werden, dass auch ein Mindestmaß an Rauch-
dichtheit gewährleistet ist. Ständig aus betriebli-
chen Gründen offenzuhaltende Feuerschutzab-
schlüsse müssen über zugelassene Feststellanla-
gen für Feuerschutzabschlüsse, die von Rauch-
meldern angesteuert sind, geschlossen werden, da 
die Auslösetemperaturen von thermischen Meldern 
(Schmelzlot) zu hoch sind, um ein rechtzeitiges 
Schließen einzuleiten und damit die Rauchüber-
tragung zu verhindern. Eine rauchmeldergesteuer-
te Auslösung von Brandschutzklappen (z.B. in 
Lüftungsanlagen) kann ebenfalls erforderlich oder 
zweckmäßig sein. 

6.4 Baustoffe und Brandbelastung 

Vorliegende Erfahrungen und Erkenntnisse, die 
anhand von Großbränden in Sonderbauten ge-
wonnen wurden, haben ergeben, dass der Einbau 
von brennbaren bzw. vermeintlich „kaum“ brennba-
ren (schwerentflammbaren) Baustoffen stets mit 
Risiken verbunden ist, welche durch die Verwen-
dung weiterer brennbarer Materialien für techni-
sche und nutzungsspezifische Ausstattungen 
signifikant erhöht werden. Die Vermeidung brenn-
barer Materialien für die Ausstattungen ist nur be-
dingt möglich. Ebenso ist eine gezielte Kontrolle 
von Zündquellen in öffentlich zugänglichen Berei-
chen praktisch nicht möglich, so dass prinzipiell in 
allen Bereichen mit brennbaren Baustoffen oder 
Ausstattungen mit dem Auftreten von Bränden 
gerechnet werden muß. 

In Sonderbauten muß aus den o.g. Gründen be-
hördlicherseits die Vermeidung brennbarer Bau-
stoffe und Ausstattungen angestrebt werden. Dass 
durch die Verwendung schwerentflammbarer 
Baustoffe angestrebte Sicherheitsniveau läßt sich 
nicht erreichen, wenn gleichzeitig andere normal-
entflammbare Baustoffe oder Brandlasten vorhan-
den sind, die zu einem größeren Primärbrand füh-
ren können (z.B. Mobiliar, Ausstattungsmateria-
lien). In Sonderbauten sollten brennbare Baustoffe 
und Bauteile daher nur dann verwendet werden 
dürfen, wenn es sich aus betrieblichen oder nut-
zungsspezifischen Gründen nicht vermeiden läßt. 
Darüber hinaus ist der Anteil an brennbaren Stof-
fen, die aus der Nutzung herrühren, zu minimieren 
und ggf. sogar definitiv zu begrenzen. Das gilt 
auch für Einbauten, Möbel und anderes Inventar. 
Wenn hierfür brennbare Materialien verwendet 
werden sollen, sollte die Auflage gemacht werden, 
nur schwerentflammbare Stoffe zu verwenden. 
Eine Begrenzung von zulässigen mittleren 
Brandbelastungen in kWh pro m² Grundrißfläche 
in bestimmten Bereichen ist zweckmäßig und auch 
praktisch durchführbar. Die Einhaltung dieser Vor-
gaben muß im Zuge von Sicherheitsüberprüfungen 
kontrolliert werden.  

Soweit in Sonderbauten brennbare Baustoffe nicht 
zu vermeiden sind, ist ihr Einbau ausdrücklich 

bauaufsichtlich zu genehmigen [1]. Voraussetzung 
der Genehmigung ist, dass sich aus ihrer Verwen-
dung keine Personengefährdung  (z.B. durch die 
rasche Ausbreitung von Feuer oder Rauch) ergibt 
und ihr Einbau aus betrieblichen Gründen erforder-
lich ist. 

6.5 Kommunikation, Rettungswege, 
Treppenräume und Aufzüge 

Weiträumige und mitunter mehrgeschossige Ge-
bäude für große Menschenansammlungen erfor-
dern besondere Maßnahmen zum Personen-
schutz. Dabei spielen neben den organisatori-
schen Maßnahmen (z.B. Kommunikation, Notruf, 
Warndurchsagen) die baulichen Vorkehrungen 
eine maßgebliche Rolle. Maßnahmen für den Per-
sonenschutz sollten somit die Bereiche 

• Kommunikation 

• Rettungswege 

• Sicherheit von Treppenräumen 

• Sicherheit von Aufzügen 

umfassen, wobei die spezifischen baulichen Ge-
gebenheiten der Sondergebäude zu berücksichti-
gen sind. Im Hinblick auf die Personenrettung, 
sollte in Sonderbauten von allen Telefonen aus 
über die Notrufnummer 112 die Feuerwehr er-
reichbar sein. Das gilt auch für die betriebsinternen 
Telefone. Auf allen Telefonapparaten muß die 
Notrufnummer deutlich lesbar angegeben sein. 
Verschiedene Notrufnummern sind unzweckmäßig 
und verwirrend für Besucher und das Personal. 

Außerdem sollten gut sichtbare Notrufsäulen mit 
Gegensprecheinrichtung zur Sicherheitszentrale 
bzw. zur Feuerwehr (Werk-, Haus- oder Berufsfeu-
erwehr) in den Hauptzonen mit sehr großem Per-
sonenverkehr aufgestellt werden. Dies gilt vor al-
lem für Messe- und Ausstellungsgebäude, Bahn-
hofsgebäude und andere Verkehrszentren oder 
vergleichbaren Bauten. Notrufsäulen verhindern 
Zeitverluste und Fehlreaktionen, da sie allein mit 
Hebeldruck zu aktivieren sind. 

In allen Bereichen und Räumen von Sonderbauten 
sowie deren Parkgaragen und Aufzügen müssen 
Warndurchsagen über eine Lautsprecheranlage 
(ELA) möglich sein. Warndurchsagen sind durch 
Mehrfolgeton lautstark anzukündigen und mit ver-
stärkter Ausstrahlung ggf. mehrsprachig durchzu-
führen. 

Die Handsprechfunkgeräte von Betriebsangehö-
rigen sind mit einer Sondertaste für das Absetzen 
eines Notrufes an die Leitstelle der Sicherheits-
zentrale oder - falls vorhanden - an die Werkfeu-
erwehr auszustatten. Warndurchsagen oder Sam-
melrufe an alle Betriebsangehörigen sollten über 
diese Funkgeräte möglich sein. 

Die Hauptverkehrsflächen für Benutzer von Son-
derbauten und darin vorhandene Räume besonde-
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rer Art und Nutzung wie Geschäfte, Restaurants, 
Büros usw. sind unterschiedliche Nutzungseinhei-
ten und müssen, soweit sie nicht im Erdgeschoß 
liegen, Zugänge zu notwendigen Treppenräu-
men haben. Notwendige Treppenräume müssen 
grundsätzlich gegen Brandgefahren gesichert wer-
den. Die Treppenräume müssen mit ausreichender 
Zuluft (Frischluft) versorgt werden können. Die 
Anwendung von Überdruckbelüftungssystemen ist 
ebenfalls möglich. Bei der Planung der Rettungs-
wege ist grundsätzlich sicherzustellen, daß nicht 
beide Rettungswege in denselben Luftraum der 
Nutzungseinheit führen. Es sind zwei voneinander 
unabhängige Rettungswege zu planen. 

An Notausgängen ins Freie, in Treppenräumen 
oder Sicherheitstreppenräumen ist eine den örtli-
chen Gegebenheiten in der Größe angepaßte Ret-
tungswegkennzeichnung vorzusehen (z.B. be-
leuchtete Schilder über den Türen). Darüber hin-
ausgehend können zusätzliche Blitzleuchten in 
Türgriffhöhe sinnvoll sein, die bei Feueralarm auf-
leuchten. Die Rettungswege sind grundsätzlich so 
auszulegen, dass eine Selbstrettung möglich ist. 

Die Einsatzkräfte der Feuerwehr müssen alle Tü-
ren in Rettungs- und Fluchtwegen von beiden Sei-
ten öffnen können, d.h. die Rettungswege müssen 
für die Einsatzkräfte der Feuerwehr uneinge-
schränkt zugänglich sein. Bei Verwendung von 
Codekarten müssen die Öffnungssysteme an die 
Ersatzstromversorgung angeschlossen sein. Gesi-
cherte Türen sind mit von innen zu betätigenden 
Panikverschlüssen auszurüsten, um zu verhindern, 
dass die Fluchtwege blockiert sind. 

Um zu verhindern, dass Personen mit Aufzügen in 
einen Brandbereich hineinfahren, sollten alle Auf-
züge mit der folgenden Brandfallsteuerung aus-
gerüstet werden: Durch ein von einer Rauchmel-
deeinrichtung kommendes Signal werden alle Auf-
züge, ggf. bereichsweise gesteuert, auf Evakuie-
rungsfahrt geschaltet, d. h. alle Fahrkörbe fahren 
ein Geschoß an, das nach den Signalen der 
Brandmeldeanlagen rauchfrei und nicht vom Brand 
betroffen ist. Dort angekommen, öffnen die Auf-
zugstüren und der Aufzug wird automatisch block-
iert. Außerdem sollte an allen Aufzugstüren außen 
eine Stockwerksanzeige installiert werden, damit 
die Rettungskräfte schnell erkennen können, in 
welchem Stockwerk sich der Aufzug befindet. Die 
vorgeschriebenen Beschilderungen “Aufzug im 
Brandfall nicht benutzen“ reicht als einzige Sicher-
heitsmaßnahme nicht aus, um eine Personenge-
fährdung auszuschließen [1].  

Sofern die Aufzüge nicht mit der o.a. Brand-
fallsteuerung ausgestattet sind, kommt als Ergän-
zung zu einer differenzierten Bemessung und Pla-
nung des Rauchabzuges in den Aufzugsschäch-
ten, der Bau von Schleusen in Betracht, die auch 
bei einem Brand geschlossen bleiben (mind. F 30, 
G 30), die Aufzüge im Brandbereich vor einer di-
rekten Beanspruchung schützen und den Rauch-
eintritt in andere Geschoßebenen verhindern. Bei 

Betrieben mit Werkfeuerwehr sind die Aufzugs-
notrufe auf die Leitstelle der WF, anderenfalls auf 
eine ständig besetzte Stelle aufzuschalten. Ist 
erkennbar, daß sich die im Aufzug eingeschlosse-
nen Personen in Not befinden, so muß die Mel-
dung sofort zur Leitstelle der zuständigen Feuer-
wehr weitergeleitet werden. 

6.6 Entrauchungskonzept und Anla-
gen für die Entrauchung 

Die Entrauchung von Sonderbauten ist für den 
Personenschutz von wesentlicher Bedeutung. Die 
Rauchentstehung und -ausbreitung sollten lokali-
siert werden, um frühzeitig entsprechende Entrau-
chungsmaßnahmen einleiten zu können. Für Son-
derbauten ist daher ein umfassendes Entrau-
chungskonzept zu erstellen. Dabei sollte grund-
sätzlich eine geschoßweise Entrauchung - ggf. in 
einzelne Rauchabschnitte unterteilt - vorgesehen 
werden. Zur Sicherstellung einer wirksamen 
Brandbekämpfung und der Flucht und Rettung 
sollten automatisch angesteuerte Entrauchungs-
geräte u. a. in folgenden Bereichen installiert wer-
den: 

• Untergeschosse mit Personenansammlungen, 

• Flure und Arbeitsräume in Kellergeschossen, 

• wichtige und schwer zugängliche Technikbe-
reiche in Kellergeschossen, 

• Obergeschosse, Atrien, 

• Treppenräume, 

• große überdachte Bereiche, Passagen. 

Bei der Erstellung eines Entrauchungskonzeptes 
kommen Berechnungsmethoden zur Anwen-
dung, wobei insbesondere die Wechselwirkungen 
zwischen 

• Raumlüftung und Brandort 

• Brandrauch und Zuluft 

• Brandrauch und Abluft 

• Thermik und Umgebungsdruck 

zu berücksichtigen sind. Natürliche Rauchabzüge 
bzw. RA-Anlagen können im Rahmen des Konzep-
tes verwendet werden, wenn sie unter Berücksich-
tigung der Gebäudegeometrie dem Stand der Wis-
senschaft entsprechend ausgeführt werden. Berei-
che, in denen ein natürlicher Rauchabzug nicht 
möglich oder nicht zweckmäßig ist, müssen me-
chanisch entraucht werden. 

Die Auslösung und Stellung der RA-Anlagen sind 
auf Feuerwehrtableaus mit entsprechenden Auslö-
sevorrichtungen anzuzeigen. Die Auslösung der 
RA-Klappen oder -Gruppen ist zusätzlich in der 
BMZ anzuzeigen, ebenso ist eine zentrale Auslö-
sung vorzusehen. Die Pläne der Entrauchungs- 
und Lüftungsanlagen sollten auch der Feuerwehr 
verfügbar gemacht werden.  
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Die Rauchabzüge in Treppenräumen sind so aus-
zubilden, daß sie sowohl durch Rauchmelder an-
gesteuert als auch manuell geöffnet werden kön-
nen. Für Treppenräume, die am unteren Ende 
einen unmittelbaren Ausgang ins Freie haben, 
sollten Entrauchungskonzepte verwirklicht werden, 
die zuverlässig eine Durchströmung mit Frischluft 
gewährleisten (Zuluftnachströmung, Öffnungen im 
freien Windstrom über Dach). Die Bemessungen 
der Zu- und Abluftöffnungen müssen auf den ae-
rodynamisch wirksamen Querschnitt bezogen wer-
den. Die Vorschriften zur Entrauchung innenlie-
gender Treppenräume sollten daher durch Rege-
lungen über die Zuführung ausreichender Frisch-
luft ergänzt werden. Die für außenliegende Trep-
penräume geltenden Werte für die Größe der Öff-
nungen sollten an diejenigen für innenliegende 
Treppenräume angeglichen werden. In allen Fäl-
len, in denen eine ausreichende Frischluftzufuhr 
nicht vorhanden ist, sollten ausreichend bemesse-
ne Überdrucklüftungsanlagen eingebaut werden, 
die ein Einströmen von Rauch in die Treppenräu-
me verhindern. 

Die technischen Vorschriften für die Entrauchung 
von Aufzugsschächten (TVAufz und TRA 200) 
sind für praktische Anwendungen nicht ausrei-
chend. Neben der geforderten Rauchabzugsfläche 
ist nicht nur das Verhältnis von Zuluft- zu Abluftöff-
nungen, sondern insbesondere auch die Lage der 
Abzugsöffnungen (im freien Windstrom über Dach, 
nicht einseitig an einer Gebäudeseite oder im Be-
reich von Druckspitzen über Dach) zu berücksich-
tigen. 

Alle Lüftungsanlagen mit Umluft müssen mit Ab-
sperrvorrichtungen ausgerüstet werden, die ver-
hindern, daß über die Lüftungsanlage Rauch im 
Gebäude verteilt wird. Dazu sind Rauchmelder in 
der Zuluftleitung zu installieren. Wenn diese auslö-
sen, müssen gleichzeitig die Umluftklappen über 
eine geeignete Schaltung schließen und die Zu-
luftventilatoren abgeschaltet werden. 

Sofern die Raumabluft zur Energierückgewinnung 
verwendet wird, müssen besondere brandschutz-
technische Maßnahmen getroffen werden, um eine 
Rauchverschleppung auszuschließen.  

Im Rahmen des Entrauchungskonzeptes sollte 
eine gesonderte Bewertung der Rauchentwicklung 
durch brennbare Baustoffe erfolgen. Das Rauch-
potential der vorhandenen brennbaren Stoffe in 
den zu beurteilenden Bereichen müßte bei der 
Planung von Entrauchungseinrichtungen berück-
sichtigt werden.  

Die Wirksamkeit der Entrauchung durch ma-
schinelle Entrauchungs- oder RA-Anlagen, insbe-
sondere nach einer Neuerrichtung, ist durch theo-
retische Berechnungen und im Zweifelsfall durch 
Entrauchungsversuche im Maßstab 1:1, d.h. am 
Bauwerk selbst, nachzuweisen. Über die Versuche 
sind Protokolle zur Vorlage bei der zuständigen 
Behörde zu erstellen. Rauchabzüge ohne allge-

meines bauaufsichtliches Prüfzeugnis bzw. zu-
sammenfassendes Prüfzeugnis sind nicht zulässig. 
MA- und RA-Anlagen sind, z.B. gemäß TPrüfVO 
NW vom Betreiber regelmäßig prüfen zu lassen. 

 

6.7 Brandmeldekonzept 

In Sonderbauten sind unzugängliche Bereiche und 
nicht einsehbare Räume (z.B. Installationsschäch-
te, Technikräume) praktisch nicht zu vermeiden. 
Falls in solchen Räumen ein Brand entsteht, kön-
nen sich dort Feuer und Rauch ausbreiten, ohne 
dass eine Brandmeldung durch Gebäudenutzer 
oder anwesendes Personal zu erwarten ist. Doch 
selbst in Bereichen, in denen sich viele Personen 
aufhalten, ist im Falle eines Brandes nicht sicher-
gestellt, dass die Feuerwehr sofort alarmiert wird. 
Dies liegt u.a. daran, dass sich der Eine auf den 
Anderen verläßt (z.B. suggeriert die Anwesenheit 
eines Polizisten oder Feuerwehrmannes in Uni-
form, daß der Gefahrenfall bereits erkannt ist) oder 
allein auf die Selbstrettung achtet.  

Eine rasche, verzögerungsfreie, automatische 
Meldung von Feuer und Rauch in Sonderbauten ist 
somit unverzichtbar, weil dies die einzige Maß-
nahme ist, durch die die Feuerwehr ohne Zeitver-
zögerung mit hoher Zuverlässigkeit informiert wird. 
Für Sonderbauten sollten daher i.d.R. Brandfrüh-
erkennungsanlagen vorgesehen werden. Eine 
Überwachung aller Räume einschließlich der Hohl-
räume in Wandverkleidungen und Zwischendecken 
- soweit brennbare Baustoffe vorhanden sind - ist 
notwendig. Die Anlage sollte in der Regel bei der 
öffentlichen Feuerwehr (bei Vorhandensein einer 
WF dorthin) aufgeschaltet sein, um schnelle Ein-
greifzeiten zu garantieren. 

Bei der Installation von Rauchmeldern sind die 
Gebäudegeometrie (Geschoßhöhe) und die lüf-
tungstechnischen Gegebenheiten zu beachten. 
Durch die Anordnung von Druckknopfmeldern vor 
Ausgängen und in Rettungswegen wird die 
Brandmeldetechnik sinnvoll ergänzt. Zur Anpas-
sung der Brandmeldetechnik an den Stand der 
Technik wird u. a. folgendes empfohlen: 

• Einrichtung einer Brandmeldezentrale  und 
Einbindung der BMA in einen Einsatzleitrech-
ner und Aufschaltung zur öffentlichen Feuer-
wehr (bei Vorhandensein einer WF dorthin). 

• Flächendeckende Überwachung mit Brand-
meldern, die eine Lokalisierung des Brandbe-
reiches erlauben. 

• Erarbeitung eines Meldekonzeptes unter Ein-
beziehung der Anordnung von Druckknopf-
meldern und Notrufsäulen. 

• Festlegung von Kriterien zur Auslösung von 
Räumungsalarm anhand von Brandmeldun-
gen, die auf der BMA einlaufen. Über die ELA-
Anlage sollte auch die Evakuierung einzelner 



17 

Gebäudebereiche (Brandabschnitte) ermög-
licht werden. 

• Die Brandmeldungen sind zusätzlich auf de-
zentralen bereichsbezogenen Feuerwehr-
tableaus anzuzeigen. 

• Zusätzliche Unterzentralen in technischen 
Leitstellen, die alle Brandmeldungen in Tech-
nikbereichen (z.B. Lüftungsanlagen) registrie-
ren, werden für erforderlich gehalten. 

• Die BMA ist gemäß TPrüfVO in regelmäßigen 
Abständen und erneut nach wesentlichen Än-
derungen zu prüfen. 

 

6.8 Löschanlagenkonzept 

Stationäre Löschanlagen sollen sicherstellen, dass 
sich ein Entstehungsbrand nicht ausbreiten kann 
und möglichst ganz gelöscht wird. Sie werden 
insbesondere in Bereichen eingesetzt, die 

• schwer zugänglich sind, 

• extreme Brandauswirkungen erwarten lassen 
und 

• eine rasche Bekämpfung des Entstehungs-
brandes erfordern. 

Die Art und der Umfang stationärer Löschanla-
gen ist stets dem vorhandenen Risiko und den 
bestehenden Bedingungen für die Entstehung und 
Ausbreitung von Bränden anzupassen. Bei Son-
derbauten ist daher eine objektbezogene Risiko-
analyse im Hinblick auf die Zweckmäßigkeit der 
Installation stationärer Löschanlagen erforderlich. 
Aus der Analyse sollte hervorgehen, für welche 
Bereiche stationäre Löschanlagen zweckmäßig 
sind. Im folgenden werden dazu einige grundle-
gende Empfehlungen gegeben.  

In Sonderbauten empfiehlt sich grundsätzlich der 
Einbau von stationären Löschanlagen in Berei-
chen die relevante Brandlasten enthalten und de-
ren Raumhöhe eine ausreichend schnelle Auslö-
sung erwarten läßt. Dabei ist zu beachten, daß 
Sprinkleranlagen bei sehr hohen Räumen dann 
wirkungslos bleiben, wenn die erforderliche Auslö-
setemperatur von ca. 68°C  im Bereich der Sprink-
lerköpfe nicht erreicht wird. In solchen Bereichen 
sind der baulichen Situation gerecht werdende 
Maßnahmen zu ergreifen. 

Die Sprinklerauslösung ist in der BMZ optisch und 
akustisch anzuzeigen. Die stationären Löschanla-
gen sind gemäß TPrüfVO bzw. den technischen 
Vorschriften (z.B. VdS-Richtlinie) vom Betreiber 
regelmäßig prüfen zu lassen. Im Hinblick auf den 
erforderlichen Personenschutz sind mögliche In-
teraktionen zwischen Löschanlagen und Entrau-
chungseinrichtungen im Rahmen der Lösch- und 
Entrauchungskonzepte zu behandeln. 

 

6.9 Löschwasserkonzept 

Bei Sonderbauten muß eine Löschwasserversor-
gung unter Berücksichtigung der Größe des Objek-
tes geplant werden. Die öffentliche Versorgung 
mit Löschwasser reicht insbesondere in ländlichen 
Bereichen häufig nicht aus, um bei Großbränden 
die notwendigen Löschwassermengen 
bereitzustellen. Im Rahmen des Brandschutz-
konzeptes sind deshalb Angaben zur Bereitstel-
lung von Löschwasser erforderlich für 

• stationäre Löschanlagen und 

• den abwehrenden Brandschutz. 

Für Sonderbauten ist somit eine Löschwasser-
versorgung aufzubauen, wobei sich die zur Ver-
fügung zu stellenden Löschwassermengen an der 
Größe der Gesamtanlage orientieren müssen. Die 
gesamte Löschwasserversorgung und Hydranten-
anlage ist im Rahmen des zu erstellenden Brand-
schutzkonzeptes zu behandeln. 

In der Praxis wird häufig die Anordnung von Hy-
dranten innerhalb von Gebäuden vernachlässigt. 
Dies betrifft vor allem die Anordnung von Einrich-
tungen für die Erstbekämpfung in baulich abge-
trennten Bereichen ohne stationäre Löschanlagen. 
Generell müssen Wandhydranten in den Berei-
chen von Flucht- und Rettungswegen (jedoch nicht 
in Treppenräumen) angeordnet werden. Konzepte 
für die Löschwasserversorgung von Sonderbauten 
sollten nach Möglichkeit nicht auf externe Versor-
gungen basieren, da ihre Installation im Brandfall 
zu zeitaufwendig ist. Für die Wirksamkeit von 
Brandbekämpfungsmaßnahmen der Feuerwehr 
sind bekanntlich im allgemeinen die ersten 10 bis 
30 Minuten entscheidend.  

 

6.10 Berücksichtigung von Panikreak-
tionen  

Erfahrungen aus Brandereignissen in der Vergan-
genheit zeigen, dass bei großen Menschenan-
sammlungen in Sonderbauten, Versammlungsstät-
ten und besonders bei großen Festveranstaltun-
gen bereits kleinere Brände oder Unfälle wie z.B. 
einstürzende Bühnendekorationen oder Gerüste 
mit technischen Installationen für Beleuchtung 
oder Beschallung bereits Panikreaktionen mit 
u.U. dramatischen Ausmaßen auslösen können. 
Untersuchungen von großen Unfällen mit an-
schließender Panik haben ergeben, dass die Per-
sonen in der Nähe der Unglücksstelle in größter 
Angst flüchten wollten und auf entfernter stehende 
Personen, die noch nichts von dem Unfallgesche-
hen mitbekommen hatten, aufliefen. Diese Bewe-
gung setzte sich fast wellenförmig fort und erzeug-
te an Notausgängen solches Gedränge, daß Per-
sonen durch das massive Schieben schwer ver-
letzt wurden oder zu Tode kamen. Erschwerend 
wirkten hier plötzlich auftretende starke Rauch-
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entwicklungen mit Schadstoffen, die den Flüch-
tenden die Sicht nahmen oder das Atmen in kür-
zester Zeit schier unmöglich machten.  

Die Erfahrung zeigt, dass Personen in Panikreak-
tionen völlig unkontrolliert reagieren und Erwach-
sene nicht einmal mehr auf Kinder Rücksicht neh-
men. Zuschauerausschreitungen und Unglücke in 
Großbritannien und Belgien, die zu Panikfällen 
führten, waren 1985/1986 z.B. in Nordrhein-
Westfalen und Hessen Anlaß für sicherheitstechni-
sche Überprüfungen der Sportstadien für Bundes-
ligaspiele. Aufgrund der gewonnenen Erkenntnisse 
wurden bauliche und betriebliche Anforderungen 
aufgestellt und die betreffenden Stadien entspre-
chend nachgerüstet. Konkrete Regelungen zur 
Vermeidung einer Panik sind jedoch in den Bau-
ordnungen oder Sonderbauverordnungen nicht 
enthalten. Der Gefahr der Entstehung einer Panik 
in Sonderbauten für große Menschenansammlun-
gen muß somit gesondert Rechnung getragen 
werden. Technische Regelungen hierzu sollten auf 
der Basis wissenschaftlicher Grundlagen getroffen 
werden. Folgende bauliche, betriebliche und 
organisatorische Maßnahmen sind dabei in Er-
wägung zu ziehen: 

1 Begrenzung der Besucherzahl 

2 Abgrenzung von Zuschauerbereichen (z.B. 
„Wellenbrecher“); 

3 Reglementierung von Stehplatzzonen; 

4 Festlegung der maximalen Größe von 
Sitzplatzbereichen; 

5 Rettungswege (Rettungsgassen, großflächig, in 
Signalfarbe); 

6 große Rettungstore direkt ins Freie; 

7 Einfriedung des Sonderbaues; 

8 Vermeidung von losen oder demontierbaren 
Bauteilen, die als Wurfgeschosse verwendet 
werden können; 

9 Besondere Anforderungen an technische Anla-
gen und Einrichtungen 

9.1 Lautsprecherzentralen; 

9.2 ein verantwortlicher Sprecher, der auf 
Panikreaktionen vorbereitet ist; 

9.3 flächendeckende Lautsprecherbeschal-
lung; 

9.4 räumliche Verbindung zwischen Laut-
sprecherzentrale / Polizei und Feuer-
wehr; 

9.5 Vorrangschaltung für Polizei und Feu-
erwehr; 

10 Betriebliche und organisatorische Maßnahmen 

10.1 Sicherheitsdienst und Ordnungsdienst 
nur mit hinreichend qualifiziertem Per-
sonal (Festlegung der Zahl der Sicher-

heitskräfte in Abstimmung mit der Poli-
zei) 

10.2 Betriebsordnungen (Stadionordnungen 
bei Sportstadien); 

10.3 Brandschutzordnung; 

10.4 Schulung des Sicherheits- und Ord-
nungsdienstes; 

10.5 Kontrolle der Besucher; 

10.6 Kein Einlaß für Personen, die unter Al-
kohol- oder Drogeneinfluß stehen; 

10.7 Kein Verkauf von Getränken in Fla-
schen und Dosen, die als Wurfgeschos-
se verwendet werden könnten; 

10.8 Verbot der Mitführung von Waffen und 
anderen gefährlichen Gegenständen; 

10.9 Lautsprecherdurchsagen mit vorbereite-
ten Texten in verschiedenen Sprachen. 

Anzumerken ist, dass eine Panik mit baulichen 
Mitteln allein nicht verhindert werden kann. Bauli-
che Vorkehrungen können jedoch die Auswirkun-
gen einer aufkommenden Panik mildern. Die Be-
treiber von Sonderbauten müssen diesbezüglich 
ihr Betriebspersonal für den Notfall besonders 
schulen und fortbilden. Nur so ist gewährleistet, 
dass sich eine beginnende Panik durch gezielte 
Gegenmaßnahmen des Personals nicht weiter 
ausbreitet oder eventuell sogar verhindert werden 
kann.  

 

6.11 Gefahrenabwehr 

Neben den baulichen und betrieblichen Maßnah-
men, der Alarmierung und Warnung von gefährde-
ten Personen und der Rettungswegsicherung ist 
von entscheidender Bedeutung, wie schnell die 
Feuerwehr und die Rettungsdienste mit ausrei-
chenden Einsatzkräften, erforderlichen Fahrzeu-
gen und Geräten einsetzbar sind. Bei der Erstel-
lung ganzheitlicher Brandschutzkonzepte für Son-
derbauten der hier behandelten Art muß somit die 
Leistungsfähigkeit der zuständigen Feuerwehr 
und der verfügbaren Rettungsdienste berück-
sichtigt werden, wie z.B. die personelle Stärke und 
Ausrüstung, die Ausbildung und Einsatzerfahrung 
der Bediensteten und die Einhaltung der Hilfsfrist. 

Das Gesetz über den Feuerschutz und die Hilfe-
leistung bei Unglücksfällen und öffentlichen Not-
ständen (FSHG) regelt die Einrichtung und Aufga-
ben der Feuerwehren. Im Hinblick auf die kommu-
nale Verantwortung für die Feuerwehren enthält 
das FSHG keine Detailvorschriften zur Organisati-
on, Stärke, Ausrüstung und zum Einsatz der Feu-
erwehren.  

Bei Menschenansammlungen in Sonderbauten mit 
Veranstaltungscharakter sind Brandsicherheits-
dienste der öffentlichen Feuerwehr und Kräfte für 
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den Rettungsdienst unerläßlich. Die Größenord-
nung der bereitzustellenden Einsatzkräfte und 
Geräte ist frühzeitig vor Veranstaltungsbeginn (in 
der Regel 14 Tage vorher) mit den Aufsichtsbe-
hörden abzusprechen. Veranstaltungen, von de-
nen durch Vorführungen besondere Gefahren 
ausgehen können (zirzensische Vorführungen mit 
Feuer, pyrotechnische Effekte bei Open-Air-
Veranstaltungen, pyrotechnische Effekte auf Büh-
nen in geschlossenen Veranstaltungsräumen etc.), 
sind von der Aufsichtsbehörde gesondert zu ge-
nehmigen und bezüglich der Gefahrenabwehr zu 
bewerten. Diese Maßnahmen gelten insbesondere 
für Messe- und Ausstellungsgebäude, Stadien und 
Sporthallen sowie Kongreß- und Hörsaalzentren 
sowie alle Großbauten mit multifunktionaler Nut-
zung.  

Für Bahnhofsgebäude und anderen Verkehrszent-
ren werden zur Zeit keine Hausfeuerwehren oder 
Brandsicherheitsdienste gefordert. Dies wird vor 
allem mit der sehr kurzen Verweildauer der dorti-
gen Personenströme begründet. Die Entwicklung 
von Bahnhöfen zu multifunktionalen Nutzungsein-
heiten (z.B. Veranstaltungen und Konzertauffüh-
rungen, großflächige TV-Bildschirme, Einrichtung 
von Restaurants und Ladenstraßen sowie Vergnü-
gungseinrichtungen/Spielhallen) bedarf besonde-
rer Aufmerksamkeit. Es ist nicht zu übersehen, 
dass sich in größeren Bahnhofsgebäuden ähnlich 
der Entwicklung auf Flughäfen zusätzlich zu den 
Reisenden in zunehmendem Maße eine Vielzahl 
von weiteren Besuchern aufhält, so dass die Zahl 
der ständig anwesenden Personen und deren An-
wesenheitsdauer erheblich über den bisherigen 
Erfahrungswerten liegt. Diese von den Betreibern 
nach Kräften geförderte Entwicklung der Ver-
kehrszentren zu Einkaufs-, Erlebnis- und Kom-
munikationszentren erfordert entsprechende 
brandschutztechnische Konsequenzen.  

Soweit aufgrund der Art des Sonderbaus spezifi-
sche Maßnahmen für die Gefahrenabwehr erfor-
derlich sind, sollten diese vorab zwischen Betreiber 
und Behörden abgestimmt werden. Erforderlich ist 
eventuell die Bildung eines Krisenstabes mit ent-
sprechenden Kompetenzen. Dafür sind entspre-
chende Räumlichkeiten vor Ort mit Kommunikati-
onseinrichtungen und ein entsprechendes Krisen-
management erforderlich. 

 

6.12 Technische Dokumentation 
Um zu gewährleisten, dass das Brandschutzkon-
zept für ein Gebäude nachvollziehbar und über-
prüfbar ist, müssen die baulichen Gegebenheiten 
und brandschutztechnischen Einrichtungen in ei-
ner Art und Weise dokumentiert sein, dass es au-
ßenstehenden Fachleuten möglich ist, sich anhand 
der Pläne und Dokumentationen einen zuverlässi-
gen Einblick in die vorliegenden Gegebenheiten zu 
verschaffen. Da in Sonderbauten häufig Umbau-
ten, Erweiterungen und Nutzungsänderungen von 

Teilbereichen stattfinden, ist die technische Do-
kumentation der getroffenen Maßnahmen un-
verzichtbar. Eine solche Dokumentation kann auch 
wertvolle Informationen für die Menschenrettung 
und Brandbekämpfung liefern, wenn die Feuer-
wehr z.B. Angaben über den Aufbau der Lüftungs-
anlagen oder anderen technischen Einrichtungen 
hat. Bei der Analyse des Flughafenbrandes Düs-
seldorf hat sich z.B. gezeigt, dass sowohl während 
des Einsatzes von Feuerwehren und Rettungskräf-
ten als auch bei der Aufbereitung des Ereignisses 
eine Vielzahl von wichtigen technischen Informati-
onen nicht oder nur nach langwierigen Recherchen 
verfügbar waren.  

Die technische Dokumentation bei Sonderbauten 
hat somit einen besonderen Stellenwert, weil die 
Vielzahl von Informationen über die sicherheits-
technischen Einrichtungen jederzeit abrufbar und 
überprüfbar sein muß. Das gilt nicht nur für die 
Nutzung durch bestimmte Mitarbeiter des Unter-
nehmens. Die Dokumentation muß vielmehr so 
aufbereitet sein, dass sich im Brandfall auch ex-
terne Fachleute anhand der vorliegenden techni-
schen Dokumentation schnell einen zuverlässigen 
Überblick über die baulichen Gegebenheiten und 
technischen Einrichtungen oder betrieblichen 
Maßnahmen verschaffen können.  

Brandschutzkonzepte für Sonderbauten und die 
daraus folgenden bautechnischen, anlagentechni-
schen und betrieblichen Maßnahmen sind voll-
ständig zu dokumentieren. Die Dokumentation ist 
dem jeweiligen technischen Stand anzupassen. 
Insbesondere gehören zu dieser Dokumentation: 

• Baupläne mit Eintragung der Brandabschnitte, 
brandschutztechnischen Unterteilungen, Feu-
erschutzabschlüssen und Schottungen, 

• Flucht- und Rettungswegpläne, 

• Bereiche mit gefährlichen Brandlasten oder 
definierten Brandbelastungen, 

• Pläne der räumlichen Anordnung der Lüf-
tungsanlagen mit Darstellung der darin vor-
handenen Brandschutzeinrichtungen, 

• Pläne von RWA-Anlagen und -Gruppen, 

• Pläne von maschinellen Entrauchungseinrich-
tungen, 

• Darstellung der BMA mit Unterzentralen und 
Feuerwehrtableaus und Melderplänen, 

• Darstellung der ELA-Anlage und Lautspre-
cherpläne, 

• Pläne von stationären Löschanlagen und Dar-
stellung der Löschbereiche, 

• Hydrantenpläne mit Darstellung der Wandhy-
dranten im Gebäude, 

• Feuerwehreinsatzpläne mit Darstellung der 
Zufahrten und Aufstellflächen, 
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• Brandschutzordnung nach DIN 14096 Teil A, B 
und C, 

• Abnahme-, Wartungs- und Prüfpläne. 

6.13 Beurteilung von Brandschutzkon-
zepten 

Es ist sinnvoll, dass die Aufsichtsbehörden bei 
größeren Sonderbauten die Zusammenarbeit mit 
anerkannten und erfahrenen privaten Brand-
schutzsachverständigen suchen. Die zuständi-
gen Brandschutzdienststellen sollten ebenfalls 
schon bei der Planung von Sonderbauten einge-
schaltet werden, da sie unmittelbar für die Gefah-
renabwehr im Rahmen des Brandschutzkonzeptes 
zuständig sind. Den Architekten wird die Zusam-
menarbeit mit den Sachverständigen und der zu-
ständigen Genehmigungsbehörde bereits in der 
Planungsphase empfohlen, so dass die Einreich-
pläne und das zugehörige Brandschutzgutachten 
gemeinsam eingereicht werden können. Dadurch 
werden Verzögerungen im Genehmigungsverfah-
ren vermieden. 

Aus den verstehenden Überlegungen geht hervor, 
dass es nicht sinnvoll ist, ein Musterbrandschutz-
konzept für alle Sonderbauten zu entwickeln. 
Sinnvoll ist es jedoch bestimmte Mindeststandards 
zu definieren wie dies z.B. in [3] geschehen ist. 
Nach §7 (neu) BauPrüfVO NW, (Fassung Jan. 98) 
wird gefordert: 

(1) Dem Antrag auf Erteilung einer Genehmi-
gung für die Errichtung, Änderung und 
Nutzungsänderung von baulichen Arilagen 
und Räumen besonderer Art oder Nutzung 
ist neben den Bauvorlagen nach §§ 2 bis 6 
ein zielorientiertes Brandschutzkonzept mit 
Angaben nach Absatz 2 beizufügen, das 
eine Gesamtbewertung des baulichen und 
abwehrenden Brandschutzes der bauli-
chen Anlage enthält. 

(2) Das Brandschutzkonzept muß insbesonde-
re folgende Angaben enthalten: 

1. Zu- und Durchfahrten sowie Auf-
stell- und Bewegungsflächen für 
die  Feuerwehr, 

2. den Nachweis der erforderlichen 
Löschwassermenge sowie den 
Nachweis der Löschwasserversor-
gung, 

3. Bemessung, Lage und Anordnung 
der Löschwasser - Rückhalteanla-
gen, 

4. das System der äußeren und der 
inneren Abschottungen in Brand-
abschnitte bzw. Brandbekämp-
fungsabschnitte sowie das System 
der Rauchabschnitte mit Angaben 
über die Lage und Anordnung und 

zum Verschluß von Öffnungen in 
abschottenden Bauteilen, 

5. Lage, Anordnung und Kennzeich-
nung der Rettungswege mit Anga-
ben zur Sicherheitsbeleuchtung 
und Ersatzstromanlage, 

6. die höchstzulässige Zahl der Nut-
zer der baulichen Anlage, 

7. Lage und Anordnung haustechni-
scher Anlagen, insbesondere der 
Leitungsanlagen, ggf. mit Angaben 
zu ihrer Brandlast im Bereich von 
Rettungswegen, 

8. Lage und Anordnung der Lüf-
tungsanlagen mit Angaben zur 
brandschutztechnischen Ausbil-
dung, 

9. Lage, Anordnung und Bemessung 
der Rauch- und Wärmeabzugsan-
lagen mit Eintragung der Quer-
schnitte bzw. Luftwechselraten, 

10. Darstellung der Elektro-
akustischen Alarmierungsanlage 
(ELA-Anlage), 

11. Lage, Anordnung und ggf. Bemes-
sung von Anlagen, Einrichtungen 
und Geräten zur Brandbekämp-
fung (wie Feuerlöschanlagen, 
Steigleitungen, Wandhydranten, 
Schlauchanschlußleitungen) mit 
Angaben zu Löschbereichen und 
zur Bevorratung von Sonder-
löschmitteln, 

12. Hydrantenpläne mit Darstellung 
der Löschbereiche, 

13. Lage und Anordnung von Brand-
meldeanlagen mit Unterzentralen 
und Feuerwehrtableaus, Auslöse-
stellen, 

14. Feuerwehrpläne, 

15. betriebliche Maßnahmen zur 
Brandverhütung und Brandbe-
kämpfung sowie zur Rettung von 
Personen (wie Werkfeuerwehr, Be-
triebsfeuerwehr, Hausfeuerwehr, 
Brandschutzordnung, Maßnahmen 
zur Räumung, Räumungssignale), 

16. Angaben darüber, welchen mate-
riellen Anforderungen der BauO 
NW oder in Vorschriften aufgrund 
der BauO NW nicht entsprochen 
wird und welche ausgleichenden 
Maßnahmen stattdessen vorgese-
hen werden, 

17. Verwendete Rechenverfahren zur 
Ermittlung von Brandschutzklas-



21 

sen nach Methoden des Brand-
schutzingenieurwesens. 

(3) Das Brandschutzkonzept kann auch nach 
Einreichung des Bauantrags jedoch vor Er-
teilung der Baugenehmigung vorgelegt 
werden. Änderungen und Ergänzungen 
des Brandschutzkonzepts nach Erteilung 
der Baugenehmigung bedürfen einer zu-
sätzlichen Baugenehmigung. 

Diese Grundanforderungen genügen, um den nach 
bauaufsichtlichen Vorschriften zu beurteilenden 
Brandschutz von Sonderbauten zu regeln. Im 
Rahmen der ganzheitlichen Betrachtung des 
Brandschutzes ergeben sich darüber hinaus evtl. 
zusätzliche Anforderungen aus anderen Rechtsbe-
reichen die ebenfalls zu beachten und umzusetzen 
sind. 

7 Schlußfolgerungen 

Dem Brandschutz in Sonderbauten, die nicht in 
Sonderbauverordnungen oder –richtlinien geregelt 
sind, kommt eine besondere Bedeutung zu. Der 
Brandsicherheitsnachweis für Sonderbauten läßt 
sich ehestens auf der Basis eines zielorientierten 
Brandschutzkonzeptes führen. 

Dem zielorientierten Brandschutzkonzept liegt eine 
ganzheitliche Betrachtung des Brandschutzes 
unter Beachtung der gebäudespezifischen Nut-
zungen und Schutzziele zugrunde. 

Bei Sonderbauten der vorliegenden Art ist auf-
grund ihrer großflächigen Ausdehnungen der Per-
sonenschutz ein wesentliches Schutzziel; wobei 
aufgrund der großen Personenzahlen, die Mög-
lichkeit der Selbstrettung, als wesentliches Beurtei-
lungskriterium zu bewerten ist. 

Brandschutzkonzepte für Sonderbauten lassen 
sich ableiten aus den brandschutztechnischen 
Gesamtkonzepten für bestehende Sonderbauver-
ordnungen und –richtlinien; diese müssen jedoch, 
ggf. erweitert werden, so dass den Gesichtspunk-
ten 

• Personenschutz (Selbstrettung) 

• Panikreaktionen 

• Gefahrenabwehr 

besonders Rechnung getragen werden kann. 

Die Aufstellung eines universellen Schutzkonzep-
tes für alle Sonderbauten ist nicht möglich, weil die 
Art und der Umfang der Nutzungen, die Gebäude-
abmessungen und Personenbewegungen in Son-
derbauten sehr unterschiedlich sind. 

Die bisher veröffentlichten Brandschutzkonzepte 
sind in ihren wesentlichen Inhalten identisch und 
können als Grundlage für die Erarbeitung von ziel-
orientierten Brandschutzkonzepten für Sonderbau-
ten verwendet werden. 
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